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Soweit der Ortsaufsichtführende den gesamten Ar­
beitsplatz nicht übersehen kann, muß er einen zusätz­
lichen Ortsaufsichtführenden benennen und diesen 
über notwendige Sicherheitsmaßnahmen unterrichten.

(3) Der Ortsaufsichtführende oder sein Vertreter 
darf seine Arbeitsgruppe nicht ohne Aufsicht arbeiten 
lassen. Eisenbahnern, die noch in der Ausbildung sind, 
dürfen selbständige Arbeiten nicht übertragen werden; 
sie müssen vielmehr unter ständiger Aufsicht arbeiten.

§ 3
Sicherungsposten für die Bahnunterhaltung

(1) R o t t e n p o s t e n :
Der Rottenposten hat seinen Standort in der Nähe 

der arbeitenden Rotte. Er muß die Rotte vor Gefahren 
der Umgebung schützen. Der Rottenposten wird vom 
Dienstvorsteher der Bahnmeisterei bestätigt.

(2) A u ß e n p o s t e n :
Der Außenposten steht im Gegensatz zum Rotten­

posten nicht in der Nähe der arbeitenden Rotte, muß 
jedoch seinen Standort so einnehmen, daß er vom 
Rottenposten gesehen werden kann. Der Außenposten 
hat die Aufgabe, dem Rottenposten Warnsignale so zu 
übermitteln, daß dieser die Rotte rechtzeitig warnen 
oder zum Räumen des Gleises, an dem gearbeitet wird, 
veranlassen kann. Der Außenposten wird vom Dienst­
vorsteher der Bahnmeisterei bestätigt.

§ 4
Sonstige Sicherungsposten

Sonstige Sicherungsposten können aus allen Arbeits­
gebieten von der jeweiligen Dienststelle benannt wer­
den (Aufsichtführenden, Bahnhofsschaffnern, Schlos­
sern, Putzern usw./. Ihre Aufgabe ist es, die Eisen­
bahner bei plötzlich notwendig werdenden Arbeiten 
an gefährlichen Stellen vor Unfällen zu schützen.

§ 5
Sicherheitsingenieur und Sicherheitsbeauftragte

(1) Für jedes Reichsbahnausbesserungswerk ist ein 
Sicherheitsingenieur (Sicherheitsinspektor, Sicherheits­
beauftragter) einzusetzen. Seine Einsetzung und Ab­
lösung hat nur durch den Betriebsleiter des Reichs­
bahnausbesserungswerkes und mit Zustimmung des 
Ministeriums für Eisenbahnwesen zu erfolgen.

(2) Bei allen anderen Betrieben mit mehr als 500 Be­
schäftigten ist ein Sicherheitsbeauftragter einzusetzen.

Allgemeine Bestimmungen für die Eisenbahner
§ 6

Nachweis der Kenntnis der Arbeitsschutzbestimmungen
Die Eisenbahner müssen die Arbeitsschutzbestimmun­

gen und die besonderen Betriebsvorschriften der Deut­
schen Reichsbahn beachten und deren Kenntnis nach- 
weisen. Die Eisenbahner müssen den Ortsaufsicht­
führenden in Kenntnis setzen, wenn sie bei über­
tragenen Aufgaben die geltenden Bestimmungen nicht 
kennen.

§ 7
Gesundheitszustand

(1) Alle bei der Deutschen Reichsbahn einzustellenden 
Personen sind vor ihrer Einstellung vom zuständigen 
Reichsbahnarzt auf ihre Tauglichkeit nach den Richt­
linien der TauglichkeitsVorschriften (Tauvo) zu unter­
suchen. Dabei ist zu beachten, daß einzustellende Per­
sonen die Tauglichkeitsgruppe erreichen müssen, die 
ihren Tätigkeitsmerkmalen entspricht. Sind sie für die

vorgesehene Beschäftigung nicht tauglich, dürfen sie 
nicht wahllos in anderen Dienstzweigen der bei ihnen 
ermittelten Tauglichkeitsgruppe verwendet werden. Es 
ist bei Übernahme in eine andere Beschäftigungsart 
nochmals das Urteil des zuständigen Reichsbahnarztes 
erforderlich.

(2) Personen, die an Ohnmachtsanfällen, Fallsucht, 
Krämpfen, Schwindel, Schwerhörigkeit, Kurzsichtig­
keit, Bruchschäden oder anderen körperlichen Schwä­
chen oder Gebrechen leiden, dürfen mit Arbeiten, bei 
denen sie einer außergewöhnlichen Gefahr ausgesetzt 
sind oder Mitarbeiter gefährden können, nicht be­
schäftigt werden. Sie sind verpflichtet, ihren Auftrag­
geber unaufgefordert über ihre Gebrechen zu unter­
richten.

(3) Zu Beschäftigungen mit schweren oder gesund­
heitsschädlichen Arbeiten dürfen nur geeignete Per­
sonen herangezogen werden. Die Betriebsleitung hat 
die körperliche Eignung vor Aufnahme der Tätigkeit 
ärztlich überprüfen zu lassen.

Die ärztliche Überprüfung ist in den vom Zentral­
institut für den bahnärztlichen Dienst für die ein­
zelnen Beschäftigungsarten festgelegten Zeitabständen 
regelmäßig zu wiederholen. Für diesen Personenkreis 
ist eine besondere Karteikarte nach vorgeschriebenem 
Muster zu führen, in der die Untersuchung schriftlich 
nachgewiesen werden muß.

Außerdem sind die Beschäftigten vor Aufnahme einer 
schweren oder gesundheitsschädlichen Arbeit über die 
besonderen Gefahren und Prüfmerkmale eventuell ein­
tretender Gesundheitsschädigungen zu belehren.

(4) Besteht nach ärztlichem Gutachten für den Eisen­
bahner die Gefahr, daß er sich eine Berufskrankheit 
zuziehen kann, so ist er, wenn die Gefahrenquellen 
nicht beseitigt werden können, dauernd von der ge­
sundheitsschädlichen Arbeit fernzuhalten.

§ 8
Alkoholverbot

(1) Allen Eisenbahnern und Beschäftigten, die im 
Aufträge der Deutschen Reichsbahn arbeiten, ist der 
Genuß von Alkohol unmittelbar vor und während der 
Arbeitszeit verboten. Unter dieses Verbot fällt auch 
Bier mit einem Stammwürzgehalt von 12 °/o.

(2) Unter Alkoholwirkung stehende Personen sind 
von jeder Dienstleistung und von Bahnanlagen, Be­
triebs- und Arbeitsstätten fernzuhalten, notfalls vom 
Bahngebiet zu entfernen.

§ 9
Verhalten bei Verletzungen

Jede bei der Arbeit erlittene Verletzung, auch eine 
unbedeutend erscheinende, ist zu beachten und fach­
kundig vom Betriebs- oder einem anderen Arzt oder 
einem Sanitäter zu behandeln.

§ 10 
Kleidung

(1) Während der Arbeit ist nur eng anliegende Klei­
dung zu tragen. Zur Verfügung gestellte Arbeitsschutz­
kleidung und -mittel sind zu benutzen.

(2) Auf Leitern, Gerüsten, Kranauslegern, Masten, 
Kesseln usw. (außer beim Waschen von Fahrzeugen 
und beim Ausschlacken) oder auf anderen Arbeits­
stellen, auf denen die Gefahr des Ausgleitens besteht, 
dürfen keine Holzpantoffel oder stark benagelte Schuhe


